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1. Instanz

Aktenzeichen S 11 RJ 514/02 PR
Datum 25.09.2002

2. Instanz

Aktenzeichen L 4 KR 225/02
Datum 17.07.2003

3. Instanz

Datum -

I. Die Berufung des KlÃ¤gers gegen das Urteil des Sozialgerichts NÃ¼rnberg vom
25. September 2002 wird zurÃ¼ckgewiesen.
II. Der KlÃ¤ger trÃ¤gt die Kosten des Verfahrens.
III. Die Revision wird zugelassen.

Tatbestand:

Der KlÃ¤ger betreibt eine Pizzeria in F â�¦ Die Beklagte hatte bei ihm im August
1999 eine BetriebsprÃ¼fung durchgefÃ¼hrt, die ohne Beanstandungen geblieben
war. Eine erneut durchgefÃ¼hrte BetriebsprÃ¼fung vom 19.03.2002 bis
22.04.2002, die sich auf den PrÃ¼fzeitraum vom 01.01.1999 bis 31.12.2001
erstreckte, ergab Nachforderungen von Gesamt-SozialversicherungsbeitrÃ¤gen in
HÃ¶he von 1.760,25 EUR.

Die Beklagte forderte mit Bescheid vom 25.04.2002 diesen Be- trag mit der
BegrÃ¼ndung, der KlÃ¤ger habe Arbeitnehmern nicht das ihnen nach dem
allgemeinverbindlich erklÃ¤rten Tarifvertrag zustehende Weihnachts- und
Urlaubsgeld gezahlt. Nach stÃ¤ndiger hÃ¶chstrichterlicher Rechtsprechung seien
PflichtbeitrÃ¤ge zur gesetzlichen Sozialversicherung auch fÃ¼r geschuldetes und
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bei FÃ¤lligkeit noch nicht gezahltes Arbeitsentgelt zu entrichten. Ein
Entgeltanspruch mindestens in HÃ¶he des in dem fÃ¼r allgemeinverbindlich
erklÃ¤rten Tarifvertrag festgesetzten Lohnes kÃ¶nne von den Parteien eines
Arbeitsvertrages, die der Geltung dieses Tarifvertrages unterlÃ¤gen, nicht
rechtswirksam unterschritten werden. Die HÃ¶he des Beitragsanspruches richte
sich grundsÃ¤tzlich nach den tatsÃ¤chlich erhaltenen Einnahmen, darÃ¼ber hinaus
aber auch nach den vom Arbeitgeber geschuldeten Leistungen. Die Entstehung des
Beitragsanspruches sei nicht davon abhÃ¤ngig, dass das geschuldete Arbeitsentgelt
gezahlt werde, also dem Arbeitnehmer zugeflossen sei. Der Tarifver- trag zum
GaststÃ¤tten-Gewerbe in dem Gebiet der Bundesrepublik Deutschland sei mit
Wirkung vom 01.09.1998 fÃ¼r allgemeinverbindlich erklÃ¤rt worden. An alle unter
diesen Tarifvertrag fallenden beschÃ¤ftigten Mitarbeiter seien unter bestimmten
Voraussetzungen Urlaubsgeld und Weihnachtsgeld zu zahlen. Die PrÃ¼fung habe
ergeben, dass fÃ¼r die in der Anlage des Bescheides aufgefÃ¼hrten Personen die
Zahlung des zusÃ¤tzlichen Urlaubsgeldes und Weihnachtsgeldes nicht erfolgt sei.
Der KlÃ¤ger sei ferner seiner gesetzlichen Aufzeichnungspflicht nicht
nachgekommen. Er habe fÃ¼r die geringfÃ¼gig entlohnt und kurzfristig
BeschÃ¤ftigten nicht die erforderlichen Lohnunterlagen gefÃ¼hrt. Durch das
Nachweisgesetz vom 20.07.1995 werde der Arbeitgeber grundsÃ¤tzlich verpflichtet,
die wesentlichen Vertragsbedingungen zwischen ihm und den BeschÃ¤ftigten
schriftlich niederzulegen, die Niederschrift zu unterzeichnen und dem Arbeitnehmer
auszuhÃ¤ndigen.

Der KlÃ¤ger legte gegen diesen Bescheid am 30.04.2002 Widerspruch ein und
beantragte zugleich die Aussetzung der Vollziehung. Mit Bescheid vom 13.05.2002
lehnte die Beklagte den Antrag ab. Sie wies mit Widerspruchsbescheid vom 21.06.
2002 den Widerspruch zurÃ¼ck. Im Beitragsrecht der Sozialversicherung gelte seit
dem In-Kraft-Treten des SGB IV am 01.07.1977 bei der Erhebung der Einnahmen
das sog. Entstehungsprinzip. Danach wÃ¼rden BeitrÃ¤ge fÃ¤llig, wenn der
Anspruch des Arbeitnehmers auf das Arbeitsentgelt entstanden sei. BeitrÃ¤ge seien
auch fÃ¼r geschuldetes, bei FÃ¤lligkeit aber noch nicht gezahltes Arbeitsentgelt zu
entrichten. Die fÃ¼r allgemeinverbindlich erklÃ¤rten einschlÃ¤gigen
ManteltarifvertrÃ¤ge des GaststÃ¤tten- und Beherbungsgewerbes in Bayern sÃ¤hen
auch die Zahlung von Urlaubs- und Weihnachtsgeld vor, das der KlÃ¤ger zwei
Arbeitnehmern im Zeitraum von 1999 bis 2001 nicht gezahlt habe. Der erneut
gestellte Antrag auf Aussetzung der Vollziehung â�� es bestÃ¼nden Zweifel, ob
sog. "PhantomlÃ¶hne" der Beitragspflicht generell unterlÃ¤gen â�� wurde von der
Beklagten mit Bescheid vom 25.07.2002 wieder abgelehnt.

Der KlÃ¤ger hat mit der Klage vom 15.07.2002 beim Sozialgericht NÃ¼rnberg (SG)
geltend gemacht, die Antragsgegnerin habe in den vorangegangenen ZeitrÃ¤umen
bei der Beitragserhebung nicht auf das Entstehungsprinzip abgestellt; die
Ã�nderung der PrÃ¼fpraxis sei Ã¼berraschend und verstoÃ�e gegen den Grundsatz
des Vertrauensschutzes. Bei der von der Antragsgegnerin beanstandeten
Lohnzahlung fÃ¼r den Arbeitnehmer V. G. sei zu berÃ¼cksichtigen, dass zwischen
ihm und dem KlÃ¤ger seit Beginn des ArbeitsverhÃ¤ltnisses mÃ¼ndlich vereinbart
worden sei, dass seine monatlichen BezÃ¼ge auch anteiliges Urlaubs- und
Weihnachtsgeld enthalten; in den Jahren 1999 und 2000 habe der Arbeitnehmer
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daher eine zu hohe VergÃ¼tung erhalten und im Kalenderjahr 2001 sei die
Entlohnung unter dem Tarifvertrag gewesen. Da der Anspruch auf Weihnachtsgeld
von 50 % der tariflich vorgesehenen VergÃ¼tung ausgehe, seien die SachbezÃ¼ge
im geprÃ¼ften Zeitraum nicht in die Vergleichsrechnung nach dem
Manteltarifvertrag 1999 einzubeziehen.

Das SG hat mit Urteil vom 25.09.2002 die Klage abgewiesen. Die Beklagte sei
zutreffend davon ausgegangen, dass eine unrechtmÃ¤Ã�ige Entlohnung der
beigeladenen Arbeitnehmer erfolgt sei und weitere, sich aus den Regelungen des
fÃ¼r den streitigen Zeitraum ab 01.01.1999 fÃ¼r allgemein verbindlich erklÃ¤rten
Tarifvertrages ergebende Sonderzuwendungen zusÃ¤tzlich der
sozialversicherungsrechtlichen Beitragspflicht unterlÃ¤gen. Der Einwand, die
tarifvertraglichen Regelungen seien bereits dadurch beachtet worden, dass in der
monatlichen Lohnzahlung jeweils anteilig diese geschuldeten Tarifleistungen
entsprechend einer mÃ¼ndlichen arbeitsvertraglichen Vereinbarung enthalten
gewesen seien, sei eine Schutzbehauptung. Der KlÃ¤ger habe in der mÃ¼ndlichen
Verhandlung eingerÃ¤umt, dass ihm die Existenz der
AllgemeinverbindlicherklÃ¤rung des fachlich einschlÃ¤gigen bayerischen
Tarifvertrags vor Bekanntgabe der PrÃ¼fmitteilung nicht bekannt gewesen sei.
Ã�berdies habe er entsprechende Abschlagsleistungen auch in den gefÃ¼hrten
Lohnunterlagen nicht ausgewiesen und kenntlich gemacht. BeitragsansprÃ¼che der
VersicherungstrÃ¤ger entstÃ¼nden, sobald ihre im Gesetz oder aufgrund eines
Gesetzes bestimmten Voraussetzungen erfÃ¼llt seien. FÃ¼r die im vorliegenden
Fall durch AllgemeinverbindlicherklÃ¤rung geregelten ArbeitnehmeransprÃ¼che auf
Sonderzuwendungen wie Weihnachtsgeld und zusÃ¤tzliches Urlaubsgeld sei
zutreffend die Entstehung der LeistungsansprÃ¼che fÃ¼r die beigeladenen
Arbeitnehmer berÃ¼cksichtigt worden. Die Beklagte habe zu Recht nicht auf den
Zufluss des Arbeitsentgelts, sondern auf das Bestehen eines rechtlichen Anspruchs
abgestellt. Auch Sachbezugsleistungen unterlÃ¤gen als Arbeitslohn der
sozialversicherungsrechtlichen Beitragspflicht. Die
AllgemeinverbindlicherklÃ¤rungen der einschlÃ¤gigen TarifvertrÃ¤ge wÃ¼rden nur
jÃ¤hrliche Einmalzuwendungen umfassen. Soweit die Beklagte bei einer derartigen
Sachlage das tatsÃ¤chlich gezahlte Entgelt der Berechnung zugrunde lege und den
Anspruch auf Weihnachtsgeld mit 50 % hieraus festsetze, sei dies rechtlich nicht zu
beanstanden. Dem Umstand, dass anlÃ¤sslich der auf den Zeitraum bis Dezember
1998 durchgefÃ¼hrten BetriebsprÃ¼fungen an der bisher praktizierten
Handlungsweise trotz gleicher Rechtslage keine entsprechenden Beanstandungen
erfolgt seien, kÃ¶nne ein einen Vertrauensschutz begrÃ¼ndender Aspekt nicht
beigemessen werden. Mit der Mitteilung vom 17.08. 1999 Ã¼ber die
vorangegangene, ohne Beanstandungen durchgefÃ¼hrte BetriebsprÃ¼fung habe
die Beklagte keinen Verwaltungsakt erlassen, der einen rechtlich geschÃ¼tzten
Vertrauenstatbestand begrÃ¼nden kÃ¶nnte.

Hiergegen hat der KlÃ¤ger am 11.11.2002 Berufung eingelegt. Er macht geltend,
die Nachforderung von BeitrÃ¤gen aufgrund eines geschuldeten, aber nicht
gezahlten Arbeitslohnes sei rechtswidrig. Das vom Bundessozialgericht in
stÃ¤ndiger Rechtsprechung herangezogene Anspruchsprinzip sei mit dem
Sozialgesetzbuch IV nicht zu vereinbaren. Ein Anspruch auf eine Leistung

                               3 / 8



 

(Weihnachts- oder Urlaubsgeld) dÃ¼rfe nicht als Arbeitsentgelt der
Beitragsbemessung unterworfen werden, wenn es vom Verpflichteten nicht
geleistet und vom Berechtigten nicht erzielt worden sei. Im Ã�brigen sei er im
Vertrauen auf die Fortsetzung der bisherigen PrÃ¼fpraxis geschÃ¼tzt, die bisher
nach dem Zuflussprinzip verfahren sei. Die sozialversicherungsrechtliche
Beurteilung von Arbeitsentgelt richte sich grundsÃ¤tzlich nach dem Steuerrecht. Er
wÃ¼rde durch die Nachforderung auch erheblich belastet; er habe in seiner
Gastwirtschaft erhebliche UmsatzeinbuÃ�en bei gestiegenen Kosten.

Die Beklagte hat in der Erwiderung auf die Berufung vom 18.12. 2002 unter Hinweis
auf die Rechtsprechung des Bundessozialgerichts am FÃ¤lligkeitsprinzip bei der
Beitragsberechnung festgehalten. Die vom KlÃ¤ger angefÃ¼hrten Auswirkungen
auf die Sozialversicherungspflicht von geringfÃ¼gig BeschÃ¤ftigten ergÃ¤ben sich
nicht aus der hÃ¶chstrichterlichen Rechtsprechung, sondern daraus, dass
Arbeitgeber bei diesem Personenkreis die gesetzlich zustehenden VergÃ¼tungen
bei der Ermittlung des ohne Eintritt von Sozialversicherungspflicht zahlbaren
Entgelts unberÃ¼cksichtigt lassen. Ein Vertrauensschutz stehe dem KlÃ¤ger nicht
zu. Die ErklÃ¤rung Ã¼ber die Allgemeinverbindlichkeit von TarifvertrÃ¤gen werde
aufgrund ihres Gesetzescharakters verÃ¶ffentlicht und sei damit nach dem
Grundsatz der formellen PublizitÃ¤t von Gesetzen uneingeschrÃ¤nkt anwendbar.
Die Beteiligten haben sich mit einer Entscheidung ohne mÃ¼ndliche Verhandlung
einverstanden erklÃ¤rt.

Der KlÃ¤ger beantragt sinngemÃ¤Ã�, das Urteil des Sozialgerichts NÃ¼rnberg vom
25.09.2002 und den Bescheid der Beklagten vom 25.04.2002 in Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom 21.06.2002 aufzuheben.

Die Beklagte beantragt, die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Beigezogen wurden die Akten der Beklagten und des SG, auf deren Inhalt im
Ã�brigen Bezug genommen wird.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die frist- und formgerecht eingelegte Berufung ist zulÃ¤ssig (Â§ 151
Sozialgerichtsgesetz â�� SGG -). Der Wert des Beschwerdegegenstandes
Ã¼bersteigt 500,00 EUR (Â§ 144 Abs.1 Satz 1 Nr.1 SGG).

Die Berufung ist unbegrÃ¼ndet.

Die Beklagte ist als TrÃ¤gerin der Rentenversicherung gemÃ¤Ã� Â§ 28p
Sozialgesetzbuch IV (SGB IV) befugt, bei den Arbeitgebern zu prÃ¼fen, ob diese
ihre Meldepflicht oder ihre sonstigen Pflichten nach diesem Gesetzbuch, die im
Zusammenhang mit dem Sozialversicherungsbeitrag stehen, ordnungsgemÃ¤Ã�
erfÃ¼llen. Nach Abs.1 Satz 5 dieser Vorschrift erlassen die TrÃ¤ger der
Rentenversicherung im Rahmen der PrÃ¼fung Verwaltungsakte zur
Versicherungspflicht und BeitragshÃ¶he in der Kranken-, Pflege- und
Rentenversicherung sowie nach dem Recht der ArbeitsfÃ¶rderung einschlieÃ�lich
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der Widerspruchsbescheide gegenÃ¼ber den Arbeitgebern.

Streitig ist hier eine Beitragsnachforderung in HÃ¶he von 1.760,25 EUR.
Rechtsgrundlagen fÃ¼r die Beitragsnachforderung sind Â§ 28e Abs.1
Sozialgesetzbuch IV (SGB IV) sowie in der gesetzlichen Krankenversicherung Â§Â§
226 Abs.1 Nr.1, 249 Abs.1, 253 Sozialgesetzbuch V (SGB V), in der
Rentenversicherung Â§Â§ 162 Nr.1, 168 Abs.1 Nr.1, 174 Abs.1 Sozialgesetzbuch VI
(SGB VI), in der Arbeitslosenversicherung Â§ 348 Sozialgesetzbuch III (SGB III) und
in der Pflegeversicherung Â§ 57 Abs.1 Sozialgesetzbuch XI (SGB XI) iVm Â§ 226
Abs.1 Nr.1 SGB V. Die- sen Vorschriften ist gemeinsam, dass die
Bemessungsgrundlage beim versicherungspflichtigen BeschÃ¤ftigten das
Arbeitsentgelt aus einer versicherungspflichtigen BeschÃ¤ftigung ist. Hierzu
gehÃ¶rt auch das Urlaubs- und Weihnachtsgeld (siehe Â§Â§ 11 VII., 12 I.
ManteltarifvertrÃ¤ge vom 05.06.1997 und 15.07.1999 fÃ¼r das GaststÃ¤tten- und
Beherbergungsgewerbe in Bayern und Bekanntmachungen Ã¼ber die
AllgemeinverbindlichkeitserklÃ¤rungen vom 24.03.1999 und 02.02.2000, BAnz
Nr.76 vom 23.04.1999, S.6892 und BAnz Nr.56 vom 21.03.2000, S.4603).

Das vom KlÃ¤ger bei der Bestimmung der Bemessungsgrundlage in Anspruch
genommene Zuflussprinzip gilt im Sozialrecht nicht uneingeschrÃ¤nkt. Das
Bundessozialgericht (BSG) hat in zwei Urteilen der jÃ¼ngsten Zeit festgestellt, dass
die Entstehung des Beitragsanspruchs nicht davon abhÃ¤ngt, ob das geschuldete
Arbeitsentgelt tatsÃ¤chlich gezahlt wurde, es dem Arbeitnehmer also zugeflossen
ist. Diese Auffassung hat schon das Reichsversicherungsamt in einer Entscheidung
im Jahre 1931 (AN 1931, 34 Nr.3948) vertreten, weil sich andernfalls Arbeitgeber,
die ihre vertraglichen Pflichten verletzen, Vorteile gegenÃ¼ber Arbeitgebern
verschaffen kÃ¶nnten, die die GehÃ¤lter vertragsgemÃ¤Ã� zahlen. SpÃ¤testens
nach dem In-Kraft-Treten des SGB IV am 01.07. 1977 ist nach der Rechtsprechung
fÃ¼r das Entstehen der jeweiligen BeitragsansprÃ¼che nicht notwendig, dass der
Arbeitgeber das geschuldete Arbeitsentgelt auch gezahlt hat. Nach Â§ 22 SGB IV
entstehen BeitragsansprÃ¼che der VersicherungstrÃ¤ger, sobald ihre im Gesetz
oder aufgrund eines Gesetzes bestimmten Voraussetzungen erfÃ¼llt sind. Die
HÃ¶he des Beitragsanspruchs richtet sich nicht nur danach, welche Einnahmen die
Versicherten aus ihrer BeschÃ¤ftigung tatsÃ¤chlich erhalten, sondern darÃ¼ber
hinaus nach den Einnahmen, die sie zwar nicht erhalten, die ihnen aber vom
Arbeitgeber geschuldet werden. In Abkehr vom Zuflussprinzip im Beitragsrecht ist
fÃ¼r das Entstehen der jeweiligen BeitragsansprÃ¼che also nicht notwendig, dass
der Arbeitgeber das geschuldete Arbeitsentgelt auch gezahlt hat oder ob der
Entgeltanspruch des Arbeitnehmers noch durchsetzbar ist. HierfÃ¼r ist
insbesondere entscheidend, dass die Versicherungspflicht in der Kranken- und
Rentenversicherung sowie die Beitragspflicht zur Bundesanstalt fÃ¼r Arbeit schon
am Tage der Aufnahme der BeschÃ¤ftigung gegen Entgelt und nicht erst mit dessen
Zahlung beginnt, ferner dass nach Â§ 23 Abs.1 SGB IV BeitrÃ¤ge unabhÃ¤ngig von
der Zahlung oder FÃ¤lligkeit des Arbeitsentgelts fÃ¤llig werden (BSG vom
30.08.1994 BSGE 75, 61; BSG vom 21.05.1996 BSGE 78, 224). Das BSG hat
auÃ�erdem in einer Entscheidung vom 07.02.2002 (B 12 KR 13/01 R) diese
Rechtsprechung bestÃ¤tigt. Es hat lediglich fÃ¼r den Fall, dass der Arbeitnehmer
ein hÃ¶heres als das arbeitsvertraglich geschuldete Entgelt erhalten hat,
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hinsichtlich des Beitragsanspruchs auf den Zufluss des Arbeitsentgelts abgestellt,
da es nach Â§ 14 Abs.1 Satz 1 SGB IV nicht darauf ankommt, ob ein
arbeitsrechtlicher Anspruch auf das gezahlte Arbeitsentgelt bestand.

Das Zuflussprinzip hatte aufgrund des Gemeinsamen Erlasses des Reichsministers
der Finanzen und des Reichsarbeitsministers betreffend weiterer Vereinfachung des
Lohnabzugs vom 10.04.1944 (Gemeinsamer Erlass, RABl.II, 228) bis 1977 Eingang
ins Beitragsrecht gefunden. Nach In-Kraft-Treten des SGB IV am 01.07. 1977, durch
dessen Artikel 2 Â§ 91 Abs.1 Nr.4 der Gemeinsame Erlass aufgehoben worden ist,
war die hÃ¶chstrichterliche Rechtsprechung hinsichtlich der weiteren GÃ¼ltigkeit
des Zuflussprinzips nicht einheitlich (einerseits z.B. BSG Urteil vom 18.11.1989 SozR
2100 Â§ 14 Nr.7, andererseits z.B. BSG Urteil vom 25.09. 1981 BSGE 52, 152). Die
o.g. neuere hÃ¶chstrichterliche Rechtsprechung hat jedoch das Zuflussprinzip
aufgegeben und das Entstehungsprinzip vertreten.

FÃ¼r das Entstehungsprinzip sprechen nach Auffassung des Senats noch weitere
GrÃ¼nde. Das zum FÃ¤lligkeitszeitpunkt geschuldete Arbeitsentgelt lÃ¶st
Ã¶ffentlich-rechtliche BeitragsansprÃ¼che aus, die unabhÃ¤ngig sind vom
rechtlichen Schicksal des privatrechtlichen Entgeltanspruchs. Denn Grundlage der
Mitgliedschaft bzw. der Versicherung ist das Bestehen eines
versicherungspflichtigen BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnisses, das einen wirksamen
Arbeitsvertrag nicht unbedingt voraussetzt. Der Gesetzgeber hat auÃ�erdem bei
der Neufassung des Â§ 22 Abs.1 SGB IV (Gesetz vom 23.12.2002 BGBl 1 S.4621),
die zum 01.01.2003 in Kraft getreten ist, bestimmt, dass die BeitragsansprÃ¼che
der VersicherungstrÃ¤ger entstehen, sobald ihre im Gesetz oder aufgrund eines
Gesetzes bestimmten Voraussetzungen vorliegen, bei einmalig gezahltem
Arbeitsentgelt, sobald dieses ausgezahlt worden ist. Er hat damit bestÃ¤tigt, dass
im Versicherungs- und Beitragsrecht das Entstehungsprinzip die Regel und das
Zuflussprinzip die Ausnahme ist. Ferner ist zu berÃ¼cksichtigen, dass im
Versicherungs- und Beitragsrecht bei der Beurteilung der Versicherungspflicht die
vorausschauende Betrachtungsweise angewendet wird (z.B. bei der geringfÃ¼gigen
BeschÃ¤ftigung gemÃ¤Ã� Â§ 8 SGB IV oder der Beurteilung der
Versicherungsfreiheit gemÃ¤Ã� Â§ 6 Abs.1 Nr.1 SGB V oder der PrÃ¼fung der
Einkommensgrenzen fÃ¼r die Familienversicherung gemÃ¤Ã� Â§ 10 SGB V). Diese
vorausschauende Betrachtungsweise kann nicht durchgefÃ¼hrt werden, wenn es
allein auf den Zufluss des Entgelts bzw. Einkommens ankommen wÃ¼rde. Das
Zuflussprinzip, das ausnahmsweise anwendbar ist bei einer hÃ¶heren als der
geschuldeten Entgeltzahlung (Â§ 14 SGB IV), gilt auÃ�erdem bei der Berechnung
kurzfristiger Lohnersatzleistungen (z.B. Krankengeld gemÃ¤Ã� Â§ 47 Abs.1 Satz 1
SGB V, Arbeitslosengeld gemÃ¤Ã� Â§ 129 SGB III). Es handelt sich aber nicht um ein
durchgÃ¤ngiges Prinzip des Beitragsrechts.

DemgegenÃ¼ber beruft sich der KlÃ¤ger zu Unrecht auf Vertrauensschutz im
Hinblick auf eine angebliche Verwaltungspraxis bei BetriebsprÃ¼fungen, die stets
von dem Zuflussprinzip ausgegangen sei. Zum einen ist eine derartige PrÃ¼fpraxis
von ihm nicht nachgewiesen worden. Zum anderen ist, selbst wenn der Senat eine
derartige Verwaltungspraxis im Hinblick auf den Fall der Vorenthaltung von
Arbeitsentgelt bei allgemeinverbindlich erklÃ¤rten TarifvertÃ¤gen unterstellt,
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Folgendes zu berÃ¼cksichtigen:

Dass die BeitragsansprÃ¼che der VersicherungstrÃ¤ger entstehen, sobald ihre im
Gesetz oder aufgrund eines Gesetzes bestimmten Voraussetzungen vorliegen (Â§
22 SGB IV), ist wegen des Grundsatzes der formellen PublizitÃ¤t von Gesetzen seit
1977 bekannt (SGB IV vom 23.12.1976 BGBl.I S.3845). Ebensowenig begrÃ¼ndet
die behauptete Unkenntnis des allgemeinverbindlichen Tarifvertrags
Vertrauensschutz. Die AllgemeinverbindlicherklÃ¤rung eines Tarifvertrags ist ein
"Gesetzesersatz". Sie ist ein staatlicher Normsetzungsakt eigener Art, mit dem der
Staat die Tarifnormen in seinen Willen aufnimmt (Schaub, Arbeitsrechts-Handbuch
2000, Â§ 207, Rdnrn.17 ff.). Da die AllgemeinverbindlicherklÃ¤rung Ã¶ffentlich
bekannt gegeben werden muss (Â§ 5 Abs.7 Tarifvertragsgesetz), folgt aus dem
Grundsatz der formellen PublizitÃ¤t von Normen, dass sich der KlÃ¤ger auf eine
etwaige fehlende Kenntnis der AllgemeinverbindlicherklÃ¤rungen gleichfalls nicht
berufen kann.

Er macht auch zu Unrecht Vertrauensschutz im Anschluss an frÃ¼here
BetriebsprÃ¼fungen geltend, die nach seinen Angaben bei der Beitragsberechnung
stets auf das zugeflossene Entgelt abgestellt hÃ¤tten und nicht auf die
tarifvertraglichen AnsprÃ¼che der Arbeitnehmer. Denn BetriebsprÃ¼fungen sind
nicht geeignet, einen Vertrauensschutz insoweit zu begrÃ¼nden, dass die
prÃ¼fende Stelle an ihrer rechtlichen Beurteilung auch in Zukunft festgehalten
werden darf. Eine Nichtbeanstandung im Rahmen einer ArbeitgeberprÃ¼fung
fÃ¼hrt bei einer spÃ¤teren PrÃ¼fung nicht zu einer Verwirkung, die der
prÃ¼fenden Stelle entgegengehalten werden kann. Das bloÃ�e Nichtstun der
Einzugsstelle reicht auch dann nicht als Verwirkungsverhalten aus, wenn
BetriebsprÃ¼fungen erfolgt sind oder wenn ein BetriebsprÃ¼fer im Anschluss an
die BetriebsprÃ¼fungen seine Auffassung zur Rechtslage bekannt gegeben hat
(BSG vom 30.11.1978 BSGE 47, 194). Zu beachten ist in diesem Zusammenhang,
dass nach Â§ 6 Abs.1 BeitragsÃ¼berwachungsverordnung (BÃ�VO), der den
Umfang der PrÃ¼fungen regelt, die PrÃ¼fung der Aufzeichnungen (Â§Â§ 2, 3
BÃ�VO) einschlieÃ�lich der Unterlagen im Sinne des Â§ 2 Abs.2 BÃ�VO sowie der
Beitragsnachweise auf Stichproben beschrÃ¤nkt werden kann. Â§ 6 BÃ�VO ist nicht
zu entnehmen, dass die Vorschrift dem geprÃ¼ften Arbeitgeber ein Recht verleiht,
dass die prÃ¼fende Stelle an der beitragsrechtlichen Behandlung entsprechend den
frÃ¼heren ArbeitgeberprÃ¼fungen festhalten muss. Auch sind allgemeine
Ã�uÃ�erungen einer Rechtsansicht durch einen BetriebsprÃ¼fer im Zusammenhang
mit einer BetriebsprÃ¼fung kein bindender Verwaltungsakt bzw. verbindliche
Zusage (Â§Â§ 31, 34 Sozialgesetzbuch X). BetriebsprÃ¼fungen haben nach der
Rechtsprechung des BSG nur den Zweck, einerseits BeitragsausfÃ¤lle zu verhindern
und andererseits die VersicherungstrÃ¤ger vor ungerechtfertigter
Leistungsinanspruchnahme infolge der Entgegennahme von BeitrÃ¤gen zu
bewahren. Eine darÃ¼ber hinausgehende Bedeutung kommt ihnen nicht zu; sie
haben insbesondere nicht die Aufgabe, den Arbeitgeber als Beitragsschuldner zu
schÃ¼tzen und ihm Entlastung zu erteilen (BSG vom 30.11.1978 a.a.O.). Wenn eine
Krankenkasse â�� mÃ¶glicherweise aus unrichtiger Beurteilung der Rechtslage â��
in frÃ¼heren Jahren keine Beitragsforderung gegen einen Arbeitgeber erhoben hat,
so fÃ¼hrt dies allein noch nicht zur Verwirkung der Forderung, zumal wenn ihr eine
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umstrittene Rechtsfrage zugrunde liegt (BSG vom 10.09.1975 SozR 2400 Â§ 2 Nr.3).

Es sind auch keine sonstigen UmstÃ¤nde ersichtlich, die zu einer Verwirkung der
Beitragsforderung fÃ¼hren kÃ¶nnten. Besondere UmstÃ¤nde, die eine Verwirkung
auslÃ¶sen, liegen vor, wenn der Verpflichtete infolge eines bestimmten Verhaltens
des Anspruch- stellers berechtigt (Verwirkungsverhalten) vertrauen durfte, dass
dieser das Recht nicht mehr geltend machen werde (Vertrauensgrundlage), der
Verpflichtete tatsÃ¤chlich darauf vertraut hat, dass das Recht nicht mehr
ausgeÃ¼bt wird (Vertrauenstatbestand) und sich infolgedessen in seinen
Vorkehrungen und MaÃ�nahmen so eingerichtet hat (Vertrauensverhalten), dass
ihm durch die verspÃ¤tete Durchsetzung des Rechts ein unzumutbarer Nachteil
entstehen wÃ¼rde (BSG vom 29.01.1997 BSGE 80, 41 mit weiteren Nachweisen der
stÃ¤ndigen Rechtsprechung des BSG). Es fehlt hier bereits an einer
Vertrauensgrundlage zugunsten des KlÃ¤gers. Da er entgegen dem fÃ¼r
allgemeinverbindlich erklÃ¤rten Tarifvertrag das seinen Arbeitnehmern zustehende
Urlaubs- und Weihnachtsgeld nicht in voller HÃ¶he ausgezahlt hat, ist sein
Verhalten insoweit nicht schutzwÃ¼rdig. In diesem Zusammenhang macht der
KlÃ¤ger auch zu Unrecht Vertrauensschutz bezÃ¼glich der Kalkulation der Preise
geltend. Denn die Ursache fÃ¼r die Beitragsnachforderung liegt nicht in der
angeblichen Ã�nderung der PrÃ¼fpraxis, sondern in der Nichtbeachtung der fÃ¼r
allgemeinverbindlich erklÃ¤rten TarifvertrÃ¤ge.

Ein Vertrauensschutz ergibt sich schlieÃ�lich nicht aus Â§ 45 Sozialgesetzbuch X, da
durch den angefochtenen Beitragsbescheid ein frÃ¼herer Bescheid bezÃ¼glich der
streitigen Forderung nicht zurÃ¼ckgenommen worden ist. Dem Vorbringen der
Beteiligten und dem Akteninhalt ist nicht zu entnehmen, dass die Beklagte insoweit
bereits frÃ¼her einen Beitragsbescheid erlassen hat.

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 197a Abs.1 Satz 1 SGG iVm Â§ 154 Abs.1
Verwaltungsgerichtsordnung. Danach trÃ¤gt der unterliegende Teil die Kosten des
Verfahrens. Die Kostenentscheidung im angefochtenen Urteil bleibt wegen des
Verbots der VerbÃ¶serung bestehen. Ã�ber den Streitwert wird durch Beschluss
entschieden.

Der Senat hat die Revision zugelassen gemÃ¤Ã� Â§ 160 Abs.2 Nr.1 SGG, da
derartige FÃ¤lle beim BSG bereits anhÃ¤ngig sind (Meyer-Ladewig, SGG, 7.Aufl., Â§
160, Anm.7a am Ende).

Erstellt am: 13.10.2003

Zuletzt verändert am: 22.12.2024
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